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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
Az: B 13 R 32/11 BH 
 
L 14 R 989/10 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 16 R 179/08 (SG Detmold) 
 
 
 
…………………………………………., 
 
 
 Kläger und Antragsteller, 
 
 
 

g e g e n 
 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10704 Berlin, 
 
 Beklagte. 
 
 
 
 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. November 2011 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   K a l t e n s t e i n  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Verfahren der Beschwerde gegen die Nicht-

zulassung der Revision im Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen 

vom 24. Juni 2011 Prozesskostenhilfe unter Beiordnung eines Rechtsanwalts zu 

bewilligen, wird abgelehnt. 
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G r ü n d e : 

 

I 

 

Mit Urteil vom 24.6.2011 hat das Landessozialgericht (LSG) Nordrhein-Westfalen den vom Klä-

ger im Rahmen eines Überprüfungsverfahrens nach § 44 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch 

(SGB X) geltend gemachten Anspruch auf eine höhere Altersrente verneint. 

 

Zur Durchführung des Verfahrens der Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in 

diesem Urteil hat der Kläger mit Schreiben vom 15.9.2011 (ohne Begründung) beim Bundesso-

zialgericht (BSG) Prozesskostenhilfe (PKH) und die Beiordnung eines Rechtsanwalts beantragt. 

 

 

II 

 

Der Antrag auf PKH ist abzulehnen, weil die beabsichtigte Rechtsverfolgung keine hinreichende 

Aussicht auf Erfolg bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 Sozialgerichtsgesetz <SGG> iVm § 114 Zivilpro-

zessordnung <ZPO>). 

 

Gegen das Urteil des LSG steht dem Kläger als Rechtsmittel zum BSG lediglich die 

Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision (Nichtzulassungsbeschwerde) gemäß 

§§ 160, 160a SGG zur Verfügung. Dies bedeutet, dass vor dem BSG nicht der gesamte 

Prozessstoff wieder aufgerollt werden kann. Vielmehr ist gemäß § 160 Abs 2 SGG die Revision 

nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des 

LSG von einer Entscheidung des BSG, des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe 

des Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht (Nr 2) oder 

wenn ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (Nr 3). 

 

Ein derartiger Zulassungsgrund ist im Fall des Klägers nach Prüfung des Streitstoffs nicht er-

sichtlich. 

 

Es ist nicht erkennbar, dass eine Zulassung der Revision gegen das vom Kläger angegriffene 

Urteil auf § 160 Abs 2 Nr 1 SGG gestützt werden könnte. Grundsätzliche Bedeutung im Sinne 

dieser Vorschrift hat eine Rechtssache nur dann, wenn sie eine ungeklärte Rechtsfrage aufwirft, 

die allgemeine, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung besitzt, von der angestrebten 

Entscheidung der Rechtssache im Revisionsverfahren somit erwartet kann, dass sie in einer 

bisher nicht geschehenen, jedoch das Interesse der Allgemeinheit berührenden Weise die 

Rechtseinheit herstellen, wahren oder sichern oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern 

wird (BSG SozR 1500 § 160a Nr 39 S 58; BSG SozR 1500 § 160a Nr 65 S 87; BSG SozR 
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3-1500 § 160a Nr 30 S 57). Rechtsfragen, die in diesem Sinne grundsätzliche Bedeutung 

haben könnten, sind hier nicht ersichtlich. 

 

Des Weiteren ist nicht erkennbar, dass der Zulassungsgrund der Divergenz (§ 160 Abs 2 Nr 2 

SGG) mit Erfolg geltend gemacht werden könnte. Divergenz bedeutet Widerspruch im Rechts-

satz oder - anders ausgedrückt - das Nichtübereinstimmen tragender abstrakter Rechtssätze, 

die den miteinander zu vergleichenden Entscheidungen zugrunde gelegt worden sind. Sie 

kommt nur dann in Betracht, wenn das LSG einen tragenden abstrakten Rechtssatz in Abwei-

chung von einem vorhandenen abstrakten Rechtssatz des BSG, des GmSOGB oder des 

BVerfG aufgestellt hat (vgl Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG-Komm, 9. Aufl 

2008, § 160 RdNr 13). Dies ist vorliegend ersichtlich nicht der Fall. 

 

Schließlich lässt sich auch kein Verfahrensfehler feststellen, der gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 SGG 

zur Zulassung der Revision führen könnte. Das LSG hat aufgrund mündlicher Verhandlung in 

Anwesenheit des Klägers entschieden. Dort hatte der Kläger die Möglichkeit, sich zu äußern, 

und hat dies auch getan. Er hat jedoch weder neue Tatsachen vorgetragen noch neue Beweis-

mittel vorgelegt, die das Berufungsgericht hätten veranlassen müssen, weitere Ermittlungen zu 

den von ihm geltend gemachten rentenrechtlichen Zeiten durchzuführen bzw die geeignet 

gewesen wären, eine für den Kläger günstige Entscheidung zu treffen. Insoweit folgerichtig hat 

das LSG den vom Kläger in der mündlichen Verhandlung (erneut) gestellten Antrag auf 

Bewilligung von PKH unter Beiordnung eines Rechtsanwalts mangels hinreichender 

Erfolgsaussicht in der Sache im Termin abgelehnt. Anlass, den Verhandlungstermin zu 

vertagen, bestand für das Berufungsgericht daher nicht. 

 

Nach allem kann mangels hinreichender Erfolgsausicht der vom Kläger beabsichtigten Rechts-

verfolgung weder PKH bewilligt noch ihm zur Durchführung des Verfahrens der Nichtzulas-

sungsbeschwerde ein Rechtsanwalt beigeordnet werden (§ 73a Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 

Abs 1 ZPO). Der Vertretungszwang vor dem BSG gemäß § 73 Abs 4 SGG schließt es zudem 

aus, dass sich der Kläger in einem solchen Verfahren vor dem BSG selbst vertritt. 
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